
Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Rebecca Kirchbaumer, Peter Wurm 

Kolleginnen und Kollegen 

zum Antrag S04/A vom 22.11.2018 (XXVI.GP) der Abgeordneten August 
Wöginger, Dr. Dagmar BeIakowitsch, Kolleginnen und Kollegen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Ausländerbeschäftigungsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 
Die eingangs bezeichnete Vorlage wird wie folgt geändert: 

Nach Z I werdenfolgende Z 10. Ib und Ic eingefügt: 

la. § 13 Abs. I lautet: 

,,(1) Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz legt im Falle eines längerfristigen Arbeitskräftebedarfs, der aus 
dem im Inland verfügbaren Arbeitskräftel?otenzial nicht abgedeckt werden kann, zur 
Sicherun& des Wirtschafts- und Beschäfllgungsstandortes im Einvernehmen mit der 
Bundesmmisterin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort durch Verordnung für das 
nächstfolgende Kalenderjahr Mangelberufe fest, in denen Ausländer als Fachkräfte 
gemäß § 12a für eine Beschäftigung im gesamten Bundesgebiet oder in bestimmten 
Bundesländern zugelassen werden können. Als Mangelberufe kommen Berufe in 
Betracht, für die bundesweit oder in bestimmten Bundesländern pro gemeldeter offener 
Stelle höchstens 1,5 Arbeitsuchende vorgemerkt (SteIlenandrangszIffer) sind. Berufe 
mit einer Stellenandrangsziffer bis zu 1,8 können berücksichtigt werden, wenn weitere 
objektivierbare Mangehndikatoren, insbesondere eine erhöhte Aus�ildungsaktivität der 
Betnebe festgestellt werden oder der betreffende Beschattlgungszwelg eme 
überdurchschmttlich steigende Lohnen.\wicklung aufweist. Die von 
Arbeitskräfteüberlassern gemäß § 3 Abs. 2 AUG gemeldeten offenen Stellen sind bei 
der Ermittlung der Stellenandrangsziffer gesondert auszuweisen." 
Ib. Dem § 13 werdenfolgende Abs. 3 und 4 angefügt: 

,,(3) In der Verordnung gemäß Abs. 1 können unter Bedachtnahme auf die Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarktes Höchstzahlen festgelegt werden. Diese gelten für die 
Zulassung von Fachkräften in Mangelberufen, die ausschließlich für bestimmte 
Bundesländer festgelegt wurden. 

(4) Unbeschadet der Regelungen des § 12 kann die Bundesministerin für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit der 
Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschafts standort darüber hinaus im Falle 
eines anhaltend dringenden Bedarfs an Arbeitskräften in besonders hochqualifizierten 
BeschäftIgungsbereIchen durch Verordnung für das nächstfolgende Kalenderjahr 
festlegen, dass Ausländer mit bestimmten tertiären Ausbildungen in diesen 
Beschäftigungsbereichen als besonders Hochqualifizierte nach Maßgabe des § 12 und 
der Anlage A zugelassen werden können, wobei die erforderliche Mindestpunkteanzahl 
um 5 Punkte herabgesetzt wird." 
I C. Dem § 20d wird folgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Abweichend von Abs.2 erster Satz ist die Beschäftigung von Fachkräften 
gemäß § 12a, die in einem Mangelberuf für bestimmte Bundesländer zugelassen 
werden, auf Betriebsstätten des Arbeitgebers in diesem Bundesland beschränkt. Die 
Erbringung von Arbeitsleistun\?en auf auswärtigen Arbeitsstellen. iSd § 2 Abs. 3 des 
ArbeltsmspektlOnsgesetzes 1990 (ArbIG), BGBL 2711993 1st zulässIg." 
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Die bisherige Z 3 wird 'wie folgt geändert: 

J Dem § 34 wird folgender Abs. 46 angefügt: 
,,(46) § 12b Z 1, § 13 Abs. 1,3 und 4, § 20d Abs.5, § 27a Abs.3 Z 1 und die 

Anlagen A, B, C und D in der Fassung des Bundesgesetzes BGB!. I Nr. xxx/20 18 treten 
mit I. Jänner 2019 in Kraft und sind auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 
31. Dezember 20 18 ereignen." 

Nach Z 3 wird folgende Z 3a eingefügt: 

3a. In der Anlage A wird in der Kategorie S.erachkenntnisse nach der Wortfol�e "auf 
einfachstem Niveau" die Bezeichnung ,,(A I)' und nach der Wor�[olge "zur vertieften 
elementaren Sprachverwendung" die Bezeichnung ,,(A 2)" angefügt. In der Anlage B 
wird in den Kategorien Sprachkenntnisse Deutsch und Sprachkenntnisse Englisch nach 
der Worifolge "auf einfachstem Niveau" die Bezeichnung ,,(A I)", nach der Worifolge 
"zur vertieften elementaren Sprachverwendung" die Bezeichnung ,,(A 2)" und nach der 
Worifolge "zur selbständigen Sprachverwendung" die Bezeichnung ,,(B 1)" eingefügt. In 
der Anlage D wird in der Kategorie Sprachkenntnisse nach der Worifolge "zur 
vertieften elementaren Sprachverwendung" die Bezeichnung ,,(A 2)", nach der 
Wor([olge "zur selbständigen oder zur vertieften selbständigen Sprachverwendung" die 
Bezeichnung ,,(B 1 oder B 2)", nach der Wortfolge "zur vertieften selbständigen 
Sprachverwendung" die Bezeichnung ,,(B 2)" und nach der Worifolge "zur kompetenten 
Sprachverwendung" die Bezeichnung ,,(C I)" angefügt. 

Die bisherige Z 4 wird wie folgt geändert: 

4. Anlage C lautet: 

"Anlage C 

Zulassungskriterien für sonstige Schlüsselkräfte gemäß § 12b Z 1 

Kriterien Punkte 

Qualifikation maximal an rechen bare Punkte: 30 
abgeschlossene Berufsausbildung oder 20 
spezielle Kenntnisse oder Fertigkeiten in 
beabsichtigter Beschäftigung 
al�emeine Universitätsreife im Sinne des 25 
§ 4 Abs. 1 des 
Universitätsgesetzes 2002, BGB!. I 

Nr. 120 
Abschluss eines Studiums an einer 30 
tertiären Bildungseinrichtung mit 
dreijähriger Mindestdauer 

ausbildungsadäquate BerufserfahrunK maximal anrechenbare Punkte: 20 
Berufserfahrung (prg Jahr) 2 
Berufserfahrung in Osterreich (pro Jahr) 4 

Sprachkenntnisse Deutsch maximal an rechen bare Punkte: 15 
Deutschkenntnisse zur elementaren 5 
�rachverwendung auf einfachstem 

10 iveau IiA 1) 
Deutsc enntnisse zur vertieften 
elementaren Sprach verwendung (A 2) 
Deutschkenntnisse zur selbständigen 
Sprachverwendung (B 1) 

15 

Sprachkenntnisse Englisch maximal anrechenbare Punkte: 10 
Englischkenntnisse zur vertieften 5 
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elem�ntaren Sprach verwendung (A 2) 
10 Enghschkenntmsse zur selbständigen 

Sprachverwendung (B I) 

Alter maximal anrechenbare Punkte: 15 
bis 30 Jahre 15 
bis 40 Jahre 10 

Summe der maximal anrechenbaren 90 
Punkte 20 
Zusatzpunkte für Profisportler/innen und 
Profisporttrainer/innen 
erforderliche Mindestllunkteanzahl 55" 

Begründung 

Wie im Regierungsprogramm vorgesehen, soll das Modell der Rot-Weiß-Rot - Karte 
für die quahfizierte Zuwanderung von Arbeitskräften aus Drittstaaten weiterentwickelt 
werden. Die PraxIs der letzten Jahre hat gezeigt, dass die Zulassung von Fachkräften In 
Mangelberufen ausschließlich über eine bundesweite Erhebung dem regionalen Bedarf 
nicht ausreichend Rechnung trägt. Dementsprechend soll die Möglichkeit geschaffen 
werden, In der Jährlichen Fachkräfteverordnung auch Mangelberufe für bestimmte 
Bundesländer festzulegen. 
Um eine bedarfsgerechte Steuerung sicherzustellen, soll die Arbeitsministerin auch 
Höchstzahlen für die Neuzulassung von Fachkräften in bestimmten Bundesländern 
vorsehen können. 
Darüber hinaus werden bei den im Punktesystem beschriebenen Sprachkenntnissen -
zum besseren Verständnis - auch die entsprechenden Niveaus nach dem Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmen für Sprachen (GERS) angeführt. Gleichzeitig wird 
klargestellt, wie die Deutsch- bzw. Englischkenntnisse nachgewiesen werden können. 
Zu Z la und Ib (§ 13 Abs, 1,3 und 4) 
Mit der vorgeschlagenen Erweiterung der Verordnungsermächtigung zur Festsetzung 
von Mangelberufen soll - unter grundsätzlicher Beibehaltung der Indikatoren für deren 
Ermittlung (Stellenandrangsziffer) - die Zuwanderung von Fachkräften flexibler und 
treffsicherer gestaltet werden. Neben einer bundesweiten Mangelberufsliste soll die 
Arbeitsministerin künftig auch Mangelberufe für bestimmte Bundesländer per 
Verordnung festlegen können. Um die Beschäftigungschancen der am Arbeitsmarkt 
verfügbaren und in Ausbildung befindlichen Fachkräfte, insbesondere infolge einer 
erhöhten Ausbildungsaktivität der Betriebe, bestmöglich zu wahren, soll auch die 
Möglichkeit bestehen, Höchstzahlen für die Zulassung von Fachkräften für bestimmte 
Bundesländer festzusetzen. 
In Abs.4 wird eine zusätzliche Verordnungsermächtigung eingeführt. Aufgrund der 
besonderen Bedeutung bestimmter Berufe im hochquahfizierten Bereich soll die 
Arbeitsministerin im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort per Verordnung Berufe im hochqualifizierten Bereich (tertiäre 
Ausbildung) festlegen können, in denen Ausländerinnen und Ausländer als besonders 
Hochqualifizierte gemäß § 12 bevorzugt zugelassen werden können. Für diese Berufe 
bzw. Ausbildungen soll daher die erforderhche Mindestpunkteanzahl um fünf Punkte 
herabgesetzt werden, um die Zulassung gut qualifizierter Schlüss�lkräfte in besonders 
nachgefragten Berufen zu erleichtern und den Wirtschaftsstandort Osterreich zu stärken. 
Die bisherige Regelung des § 12 für besonders hochqualifizierte Ausländerinnen und 
Ausländer besteht unverändert weiter. Personen, die die Voraussetzungen des § 12 und 
die nach Anlage A erforderlichen Mindestpunkte erreichen, können weiterhin ohne 
Einschränkung auf bestimmte Berufe eine Rot-Weiß-Rot - Karte erhalten. 
Zu Z Ic (§ 20d Abs. 5) 
Fachkräfte, die in einem für ein bestimmtes Bundesland festgelegten Mangelberuf 
zugelassenen werden, sollen nur in einer in diesem Bundesland befindlichen 
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Betriebsstätte des Arbeitgebers beschäftigt werden, Bei Unternehmen, in denen 
Arbeiten überwiegend nicht in der Betriebsstätte verrichtet werden, bzw, Aufträge 
außerhalb dieser zu erfüllen haben, ist die Beschäftigung der Fachkraft auch auf 
auswärtigen Arbeitsstellen (z,B, Baustellen) im SInne des § 2 Abs, 3 des 
Arbeitsinspektionsgesetzes (ArbIG) zulässig, 
Das bedeutet, dass eine Beschäftigung auch auswärtige Arbeitsstellen (z,B, Baustelle in 
einem anderen Bundesland) umfassen kann, solange es sich nicht um Betriebsstätten im 
Sinne des ArblG handelt. 
Zu Z 3a und 4 (Anlagen A, B, C und D) 
Zum besseren Verständnis soll in allen Anlagen zum Ausländerbeschäftigungsgesetz 
beim Kriterium "Sprachkenntnisse" das jeweilige Niveau nach dem GemeInsamen 
Europäischen Referenzrahmens für Sprachen (GERS) ergänzt werden, 
Zur Anrechnung von Sprachkenntnissen wird weiters klargestellt, dass der Nachweis 
von Deutsch- oder Englischkenntnissen über ein Schulzeugnis allein nicht ausreicht. 
Ebenso wenig gilt der Besuch einer Schule oder Universität in einem deutsch- bzw, 
englischsprachigen Land automatisch als Nachweis der erforderlichen 
Sprachkenntnisse, 
Von Personen, die längere Zeit (mindestens zwei Jahre lang) eine Schule oder 
Universität mit deutscher oder englischer Unterrichtssprache besucht haben, kann auch 
der Nachweis des erfolgreichen Abschlusses nicht länger als fünf Jahre als Bestätigung 
der Sprachkenntnisse akzeptiert werden, 
Als Nachweis der Sprachkenntnisse sollen darüber hinaus auch das Diplom über die 
Absolvierung des International Baccalaureate (lB-Diplom gemäß § 64 Abs, I Z 6 des 
Universitätsgesetzes - UG), das Europäisches Abiturzeugnis (il 64 Abs, I Z 7 UG), ein 
Studienabschluss an einer anerkannten postsekundären Bildungseinrichtung (§ 51 
Abs,2 Z I UG) in einem deutsch- oder englischsprachigen Studiengang und ein 
Studienabschluss an eIner anerkannten postsekundären BildungseInrIchtyng (§ 51 
Abs, 2 Z I UG) in den Studienrichtungen Germanistik oder Anglistik oder Ubersetzen 
und Dolmetschen mit Deutsch oder Englisch als Zielsprache akzeptiert werden, sofern 
der Abschluss nicht länger als fünf Jahre zurück liegt. 
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